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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 54. 


(Nr. 7171.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Juli 1868., betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte und des Rechts zur Erhebung des Chauſſeegeldes an den Neu⸗ 
vorpommerſchen Kommunal⸗Landtag in Bezug auf den Bau und die 
Unterhaltung der Chauſſeen 1) von Wittower Fähre über Trent, Brener 
Brücke, Presnitz, Panſewitz nach Bergen, 2) von Brener Brücke an der 
Straße zu 1. über Dreſchwitz bis zur Bergen -Stralfunder Chauſſee bei 
Samtens mit einer Abzweigung nach Gingſt, 3) von Bergen über Putbus 
nach Lauterbach, und 4) von Bergen über Lietzower Fähre nach Sagard 
mit Durchdämmung reſp. Ueberbrückung der Fährſtelle bei Lietzow, im 
Kreiſe Rügen, Regierungsbezirk Stralſund. 


1 1 Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauſſeen 
J) von Wittower Fähre über Trent, Brener Brücke, Presnitz, Panſewitz nach 
Bergen, 2) von Brener Brücke an der Straße zu 1. über Dreſchwitz bis zur 
Bergen ⸗Stralſunder Chauffee bei Samtens mit einer Abzweigung nach Gingſt, 
. von Bergen über Putbus nach Lauterbach und 4) von Bergen über Lietzower 
Fihre nach Sagard mit Durchdämmung reſp. Ueberbrückung der Fährſtelle bei 
Lietzow, im Kreiſe Rügen, Regierungsbezirk Stralſund, genehmigt habe, verleihe 
Ich hierdurch dem Neuvorpommerſchen Kommunallandtage, welcher die Aus⸗ 
führung des Baues der Chauſſeen übernommen hat, das Apropriationsrecht für 
die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für 
die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zu⸗ 
gleich will Ich dem Neuvorpommerſchen Kommunallandtage, gegen Uebernahme 
der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straßen, das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Slagts Ehle jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſäzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
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Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der C 
polizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 
ö Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 3 
Schloß Babelsberg, den 8. Juli 1868. 


bau 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7172.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obliga- 
tionen des Rügenſchen Kreiſes im Betrage von 215,250 Thalern. Vom 
8. Juli 1868. l 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u . 


Nachdem von den Kreisſtänden des Rügenſchen Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 14. November 1867. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände? 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, 
Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Be⸗ 
trage von 215,250 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im In⸗ 
tereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in 
Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von 
Obligationen zum Betrage von 215,250 Thalern, in Buchſtaben: Zweihundert 
und funfzehn Tauſend zweihundert und funfzig Thalern, welche in folgenden 


Apoints: 
80,000 Thaler à 1000 Thaler, 
50,00 4 500 
30,0000 - à 200 
30%00ũ 3 100 
20,00 a 50 
5,250 à 25 


— 215,250 Thaler, 5 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
1 jährlich vom Jahre 1872. ab mit wenigſtens jährlich / Prozent 


des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverſchreibungen, 
zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmi- 
gung 
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gationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 
ums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 8. Juli 1868. 


(I. S.) Wilhelm. 


und zugleich für den 
Miniſter des Innern. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stralfund. 


Obligation 


des 
Rüge z ch en Fee es 
Littr. M 
über 


„ Thaler Preußiſch Kuraut. 
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mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obli⸗ 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


Neef IN. e ene he 
8 N N re , · a nr rn 
x 


NE RT TEE 


Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1872. ab in de 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die ger 
kündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen 
ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei 
und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen 
Regierung zu Stralſund, ſowie in der zu Stettin und Stralſund erſcheinenden 
Stralſunder reſp. Stettiner Zeitung, der Berliner Börſenzeitung und dem 
Staatsanzeiger. . 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 20. Dezember und am 20. Juni, von 
heute an gerechnet, mit vier einhalb Prozent jährlich in gleicher Münzſorte 
mit jenem verzinſet. 5 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück. 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverfchreibung, 
bei der Kreis⸗Chauſſeebaukaſſe in Bergen, und zwar auch in der nach dem Ein⸗ 
tritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 3 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück ⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. 5 
Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot verlorener oder vernichteter Schuldverſchreibungen erfolgt 
erſt nach Verlauf von ſechs halbjährigen Zinsterminen bei dem Königlichen 
Kreisgerichte zu Bergen, wenn bis dahin die zur Kreis⸗ Obligation gehörigen 
Zinskupons für dieſe Termine nicht zur Einlöſung gelangt ſind. 4 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ‚oil 3 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſiß 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubs 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der an⸗ 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. n 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ... halbjährige Zinskupons bis zum 4 
Schluffe des 1 5 SER, auögege en; für die weitere Zeit werden Zins kupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. f 2 


Die Ausgabe einer neuen Zinstupons - Serie erfolgt bei der Kreis, 3 
Chauſſeebaukaſſe zu Bergen gegen unte de e des der älteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die c 4 
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ber ne neuen Sinstupond- Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 

deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 

Kreis mit ſeinem Vermögen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 

ertheilt. 
Bergen, den enn. 18.3 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Ruͤgenſchen Kreiſe. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stralſund. 


Erſter bis .... Zinskupon ...“ Serie 


zu der 
Kreis⸗Obligation des Ruͤgenſchen Kreiſes 
Lite: Me 
über Thaler zu 4½ Prozent Zinſen 
über 
ee Thaler .......... Silbergrofchen. 

Der Inhaber 185 . e gegen deſſen e in der Zeit 
T t reſp. vom . ten. . bis een. 
10 brech die Shen der vorbenannten Kreis⸗Obligation für 905 ele 

bis ee mit (in Buchſtaben) .... ... Thalern 
en Sübergroſchen bei der Kreis⸗Chauſſeebaukaſſe zu Bergen. 

Bergen, den n 18 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Ruͤgenſchen Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungülti Sn 11 15 
1 nicht bis zum 5 nn, hoben 
vir 
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Provinz Pommern, Kegierungsbezirk Stralſund. 


Talon 


zur 
Kreis⸗Obligation des Ruͤgenſchen Kreiſes. 4 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ 
gation des Kreiſes | ; 
Lit tr. . über Thaler a 43 Prozent Zinfen 


die „te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Chauſſeebaukaſſe zu Bergen, ſofern dagegen Seitens des als ſolchen legitimirten 
Inhabers der Obligation kein Widerſpruch erhoben iſt. 


Bergen, den en 18.: | 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion Für den Chauſſeebau im Ruͤgenſchen Kreiſe. 4 


* 
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(Nr. 7173.) Allerhöchſter Erlaß vom 13. Juli 1868., betreffend die Genehmigung der in 
der beigefügten Zuſammenſtellung verzeichneten Beſchlüſſe des 27. General-. 
landtages der Oſtpreußiſchen Landſchaft. N f 


=, | Auf Ihren Bericht vom 30. Juni d. J. will Ich den in der beiliegenden 
„Zuſammenſtellung verzeichneten Beſchlüſſen des 27. Generallandtages der Off 
5 preußiſchen Landſchaft hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. 


Dieſer Erlaß iſt nebſt der Zuſammenſtellung durch die Geſetz-Sammlung 4 
zu veröffentlichen. - 


Bad Ems, den 13. Juli 1868. 
Wilhelm. 


Für den Miniſter des Innern. 
Frh. v. d. Heydt. Leonhardt. 


An den Miniſter des Innern und an den Juſtizminiſter. 


zu 
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Zuſammenſtellung 
. der 

bon dem 27. Generallandtage der Oſtpreußiſchen Landſchaft gefaßten 
Beſchluͤſſe. 


J. Auch Grundſtücke, welche in einer ſtädtiſchen Feldmark liegen und einen 
Werth von mindeſtens 5000 Rthlr. haben, ſind aſſoziationsfähig, inſofern 
ſie einen beſonderen, außerhalb der Stadt belegenen Wirthſchaftshof mit 
Wohnhaus für den Beſitzer oder Verwalter enthalten, und ſich noch zu 
einer ſelbſtſtändigen Nahrungsſtelle durch Bodenbenutzung eignen. 

Bei Beleihung derſelben gelten folgende Beſtimmungen: 

A. Die Verſicherung der Gebäude gegen Feuergefahr muß angemeſſen 
und entweder bei der landſchaftlichen oder bei einer anderen von der 
Generaldirektion dazu autoriſirten Geſellſchaft erfolgt fein. 

B. Eine Beleihung auf den Erwerbewerth findet nicht ſtatt. 

C. Vor der Beleihung müſſen die betreffenden Grundſtücke durch beſondere 
Erklärung des Beſitzers der Generalgarantie unterworfen und muß 
dieſe Erklärung im Hypothekenbuche eingetragen werden. 

D. In Rückſicht auf die Vertretung werden dieſe Grundſtücke den länd⸗ 
lichen gleich behandelt. 

E. Für die Taxen und gutachtlichen Werthsfeſtſtellungen derſelben gelten 
die Abſchätzungs⸗Grundſätze mit folgenden beſonderen Beſtimmungen: 
1) Brauerei, Brennerei und Schanknutzung ($$. 168. ff.), ferner 

Zeitpacht für Krüge (FJ. 180., jetzt F. 163. 6.) und Wohnungs⸗ 
miethen ($. 181., jetzt §. 164.), ebenſo Stubenmiethen ($. 184,, 
jetzt H. 167.) werden nicht veranſchlagt. 

2) Die ſtädtiſchen Abgaben ſind nach dem Durchſchnitte der letzten 
6 Jahre zu berechnen, worüber ein Atteſt des Magiſtrats bei⸗ 
zufügen iſt, und in doppeltem Betrage in Abzug zu bringen. 

3) Innerhalb der Stadt belegene Gebäude werden von der Taxe 
ausgeſchloſſen. 

II. Zuſatz zu Nr. III. §. 13. der durch Allerhöchſten Erlaß vom 28. Februar 
1859. (Geſetz-Samml. S. 90.) genehmigten Beſtimmungen und zu dem 
durch Allerhöchſten Erlaß vom 19. Januar 1863. (Geſetz-Samml. S. 62.) 
genehmigten Beſchluſſe: = 

Wenn die Generallandſchafs-Direktion die Herbeiſchaffung der älteren 

auf ein beſtimmtes Gut lautenden Pfandbriefe übernimmt und demge⸗ 
mäß beſcheinigt, 

: daß die an Stelle derſelben neu auszufertigenden Pfandbriefe 
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mit gleichem oder höherem Zinsfuß nur zur Einlöfung derjenigen 

alten Formulars verwendet und daher aus dem landſchaftlichen 

Depoſitorium nur gegen letztere Pfandbriefe ſelbſt oder gegen 

zum Eintauſch derſelben geeignete Erſatz⸗Pfandbriefe von gleichem 

| Betrage und Zinsfuße herausgegeben werden ſollen, 

fo ift die Umfchreibung auf Grund des Antrages der Generalland, 

0 ſchafts⸗Direktion und dieſes Atteſtes derſelben im Hypothekenbuche 

8 vorläufig proteſtativiſch zu vermerken und die Beglaubigung der neu 
ausgefertigten Pfandbriefe zu vollziehen. 

a Die definitive Umſchreibung der alten Pfandbriefe in das neue 

8 Darlehn erfolgt dann nach Herbeiſchaffung derſelben, die nach 

5 Maaßgabe der beſtehenden Vorſchriften zu betreiben bleibt. 


III. Zuſatz zu Nr. III. §. 3. der durch Allerhöchſten Erlaß vom 28. Februar 
1859. (Geſetz⸗Samml. S. 90.) genehmigten Beſtimmungen und zu 
Nr. II. F. 3. und $. 19. des Regulativs vom 23. Juni 1866. (Geſez⸗ 
Samml. S. 343. ff.) 

Die Beglaubigung der neuen Pfandbriefe kann nach vorſchrifts⸗ 
mäßiger Eintragung der Darlehnsforderung im Hypothekenbuche des 
betreffenden Gutes von dem dafür zuständigen Kreisgericht auch 
durch das Königliche Kreisgericht zu Königsberg erfolgen, welches 
dazu auf Antrag der Generallandſchafts⸗Direktion eine Kommiſſion 
von drei Mitgliedern deputirt. 

Letztere vollzieht auf Vorlegung der für die Landſchaft einge⸗ 
tragenen Dokumente die auf Grund derſelben ausgefertigten Pfand: 
briefe unter Beidrückung des Gerichtsſiegels und vermerkt dies auf 
den vorgelegten Dokumenten. 

Für den Fall der Ausfertigung von Pfandbriefen neuen 
Formulars mit höherem Zinsfuß an Stelle ſolcher mit geringerem 
Zinsfuß ſind nach Eintragung der erhöhten Zinsverbindlichkeit gemäß 
F. 19. des Regulativs vom 23. Juni 1866. dieſer Kommiſſion dabei 
zugleich auch die zurückgezahlten Pfandbrieſe zur Kaſſation vorzulegen. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hoſbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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